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radejetzt ,wodie GemeindeWienzumgrößtenTeileausöffentlichenMit-¬
teln baut ,die BaukostendurcherhöhteZölle gesteigert unddadurchdie

Wien ,Freitag ,den 11 .Mai1923 .
. Wohnungsnbtvergrössertwerdenwollen.

Gegen die Verteuerung der Baumaterislien !Die sozialdemoktstssshen Ge -
Leidermußich auchfeststellen ,dassdie GemeindeWienbisjetzt

meinderäteBermann,RudolfMüller ,SchleiferundGenossenhabenheute
zu Beratungen ,die in der Anfrageerwähntwerden ,von derBundesregie-¬
rung nicht eingeladen wordenist .an denBürgermeisterfolgendeAnfragegerichtet : imRathause.DieGedächtnis¬ellungAusZeitumberichtenist bekannt,daßdieZementindustriesich SchlußderRevolutionsgedächtnisausst

bemühtein Einfuhrverbotfür Zementdurchzusetzen .DieseForderungsoll susstellung1848imHistorischenMuseumderStadtWienhat einenganz
außerordentlichenErfolgaufzuweisengehabt.Siemusstezweimalverlän-demMinisterrat vorgelegt werden .Es ist klar ,daßdiese Forderungnur gertwerdenunddieZahlihrerBesucherhatbereitsvierzigtausend.über.

deshalberhobenwird ,umdie ausländischeKonkurrenzfernzuhaltenund
die Freise willkürlich hinauftreiben zukönnen . schritten -Nunmehrmußdie AusstellungwegenderRuckstellungderLeih-¬

gabenam15. . M.geschlossenwerden .Sieist dahernurnochSonntag,Die inländische Zementindustrie ,vor allem die PerlmooserZement -
fabrik ,klagt überdie Schäden ,die ihr die ausländischeKonkurrenz den13 .undDienstag ,den15,ds .von9 - 1 Uhrgeöffnet .

zufügt .Dabeimußaber festgestellt werden ,daß ihre Gewinnederart
groß sind ,daß sie diese in FormvonDividendengar nicht mehrzuver - WIENERGEINDERAT
teilenwagt ,sondernihrenAktionärenGratisaktienundaußerdemeinsehr Sitzungvom11 .Mai1923.
billigesBezugsrechtaufdieneuenAktiengebenwill .Frotzderangebli- DerBürgermeistereröffnetdieSitzungundgibtbekannt ,daßvom
chenausländischenKonkurrenzundtrotz dieserhohenGewinnehaben GRDepplerundGenossenvier AnträgewegenWiedereröffnungderHaltestel
aberunsereheimischenZementfabrikendieBreisenichtarmässigt. le Pfarrhof "in der Alszeile ,wegenVerlängerungderStrassenbahnlinie

Statt die Riesengewinnezur Ausgestaltungder in vielerHinsicht von Dornbach bis Ende Neuwaldegg ,wegen zeitlicheren Beginnes des Stras -

noch rückständigen Erzeugungsanlagenzu verwenden ,werfen diegementfa - senbahnfrühverkehres für Dornbachund wegenWiedereinführung desUeber -

brikenihrenAktionärenRiesengeschenkehin .SosinddieAktienderPerl
mooserZementfabrikimMonsteAprilvon569. 000auf925. 000Aronenso könntengestiegen .WürdediesesWerkwirklichausgestaltetwerden,/

dert noch viele Arbeiter beschäftigt werden ,da der in

technischvollkommenenAnlagenhergestellte Zementauchhinsichtlichdes

füllungsverbetes eingebracht werdensind unddaß er dieseAn¬
träge der Straßenbahndirektionzur geschäftsordnungsmäßigenBehandlung
zuweisenwerde .

ZudenFesten1 ,3 ,biseinschließlich9 ,11,12,14,15,17,19,
Preiseskonkurrenzfähigwürde. 20 ,22 ,23 ,26bis einschlieslich35ist niemandzumWortgemeldet ,die -

DieGemeindeWienhat ein großzügigesAnvestitionspregrammaufge - se Postnummerngeltendaheralsangenommen .
llt ,sie hat denBaueiner großenZahlvonVolkswohnungenbegonnen GR .Hiess( Sez. Dem. )beantragtdenElternvereinender Volks -und

und sich mit bedeutenden Mitteln an demAusbauder Wasserkraftwerkebe - BürgerschulenfürKnabenundMädchenim17. BezirkLienfeldergasse96und
eiligt .Werdennundurcheine Steigerungder ZementpreisedieMaterial Redtenbachergasse79zurErrichtungeinerPlankezurBegrenzungdesJugend
osten verteuert ,so würdenauch die von der Gemeindebereits begonnenen

genommenenArbeiten erheblichenSchwierigkeitenundnochinAussicht
spielplatzes eine unverzinsliches Darlehenvon 15 Millionen Kronenzuge- ¬
währen ,dessenRückersatzaus demErtrage der VermietungderWandflächen

begegnenJedeVerteuerungderHaumaterialienpreisebedeutetaberauch zu PlakstierungszweckenundsonstigenWohltätigkeitsveranstaltungen
eine Steigerungder Heparaturkostenfür Wohnhäuserunddamitauchfür bis längstens 31Dezember1924su erfolgenhat .
die Mieterdie Gefahreiner ErhöhungdesInstandhaltungszinses . GRinWalter ( chr .soz . )bemängeltes ,daß die GemeindeWiensolche

Schließlich sei noch darauf verwiesen ,daß der Vorstoß derIndu - Herstellungen ,die in ihren Pflichtenkreis fallen ,den Elternvereinenauf -

strie umdie Zementpreiserhöhungder erste Schritt zu einem Kampfum bürden Siebeantrage zur ErrichtungdieserPlanke
den Hochschutzzoll und umdie Abschließungvon der ausländischenEinfuhr denBetragvon15Millionenaus Gemeindemittelnzubewilligen .
ist .Würdedieser Kampffür die Industrie erfolgreich enden ,dannwäre

es denarbeitendenMassen/möglich ,sichauchnurdieallernotwendigsten
DerReferenterwidert ,daßdasverliegendeAnsuchennichtverein-¬

zelt sei ,sondern daß im Laufe des Jahres hunderte ähnlicher Ansuchenvon

Lebens-undBedarfsartikelanzuschaffen. Elternvereinengestelltwerden;wennmansieallebewilligenwollte ,käme
Die Gefertigten fragen daher den Herrn Bürgermeister ,was er vorzu - manzubeträchtlichenSummen,die die Gemeindeunmöglichtragenkönnte.

kehrengedenkt,damitdieserAnschlaggegendiebreitenMassender AusdiesemGeundmüssesichReferentgegendenAntragderGRin.Walter
städtischen Bevölkerungundvor allemgegendie Wohnungsbedürftagenund aussprechen .
Siedler abgewendet werde .Sie fragen weiter an ,ob die GemeindeWien DerAntragWalterwirdsodannabgelehntundderReferentenantrag
als grösster enteressent zu den diesbezüglichen Beratungen ,insbesonders sodannangenommen
zu der angekündigten Enquete im Handelsministerium geladen wordenist .

DerBurgermeisterhat buf diese Anfragebereits in derheutigen
GR .Reisinger( Soz .Dem. )beantragtdie HerstellungeinerStraßen-¬

bahngeleiseschleifeaufdemBörsenplatzundGenehmigungder506Millionen
Sitzungeine Antworterteilt ,in der es heisst :Auchmit ist bekannt , KrenenbetragendenKosten ,wovon45MillionenaufdenErneuerungsfond
daß die Zementindustrie greße Anstrengungen macht ,um ein Einfuhrverbot

und 461 Millionen auf den Betriebsvoranschlag für das Jahr 1923verwie -
für Zementdurchzusetzen .Daein solchesEinfuhrverbotzweifellesdie senwerden,wosiebedecktsind.

Preise leses wichtigen Baustoffes erhöhen würde ,die GemeindeWienje - GR. Holaubek( chr . soz . ) verweistauf das FehleneinerStrassenbahn¬
dochdas grösste interesse hat ,eine möglichsteVerbilligung aller Bau - verbindungzumDöblingerFriedhof,unddemdortinderUmgebungbefindli-
materialienzuerzielen ,dasie ihr gro ,ssesBauprogrammsonstnicht chenWehlfahrtsanstaltenundstellt folgendenAntrag :Anderbisherigen
vollständigdurchführenkönnte ,werdeich mit aller Schärfebei denmaß¬ EndstationderStrassenbahnlinie40wirdeineSchleifeangelegt ,die
gebendenStellen darauf dringen ,daß die VerteuerungsplänederZement- durch die Peter Jordangasse zumDöblingerFriedhof über dieHartäcker -
industriellen keineVerwirklichungfinden .

Gegenwärtigbeträgtder Zoll für hundertKilogrammauslandischen strasseundHochschulstrasseführt .

Zement4000K .EsbestehtdieAbsichtdiesenZollbisaufdasDreifache DerAntragHolaubekwirddergeschäftsordnungsmässigenBehandlung
zuerhöhen .GegendieseAbsichtmussdieGemeindeschonheuteprotestie -zugewiesen,derReferentenantragangenommen.



GerSchleiferberichtet ,dass bis jetzt nur 2000Fahrscheinefür
dieStrassenbahndenPfleglingenderVersorgungsanstaltenzur
Verfügunggestelltworden. Erbeantragt ,dassvom. Maianinsge-¬
samt6000StückStrassenbahnfahrscheinejedenMonatan dieaus

undgehfähigenbedürftigenPfleglingederWienerVersorgungsanstaltenArmen
Häuserverteiltwerdensollen .Dazuist einZuschußkreditvon

80MillionenKronenerforderlich.
inGRinWielsch(chr. soz. )erklärt ,daßendlicheinmalauch/Antrag

derMinderheitvonderMehrheitaufgegriffenunddurchgeführtwird.
Manmüsseaberaucherfahren,werdasGutachtendarüberabgibt,ob
ein Pflegling ausgangfähig ist und wer die Karten ausgibt .EinePro - ¬
tektionswirtschaftsolldabeinichtvorkommen.

Referent(Schlusswort)teiltmit ,daGalleGutachtenvondenAn-¬
staltsärzten erstattet werden und daß die Ausgabeder Fahrscheinevon
derVerwaltungvorgenommenwird .EineProtektionist dabeiganzausge-¬

schlossen .
Bgm. Reumannbemerktdazu ,daßdieseKartenturnusweiseausgegeben

werden .Ermöchteaberdochbitten ,sichzuerstzuüberzeugen,bevor
vonProtektiongesprochenwird .Einesolchewarbeidergegenwärtigen
Minderheiteinmalvorhanden,jetztistdasabernichtderFall .DieLi-¬
ste wirdvonderVorwaltunggeführtundwirhabendaraufgarkeinen

Einfluss .
BeiderAbstimmungwirdderAntragdesReferentenangenommen .
StRWeber( Soz. Dem. )berichtetüberdie in der Zeit vom ,bis9 .

SeptemberstattfindendeKleingartenausstellung .Eshabennunmehrdurch
vierJahresehrerfolgreicheAusstellungenderKleingärtnerimRathause
stattgefunden.DiegemachtenErfahrungenveranlassendieKleingärtner
neuerlicheinesolcheAusstellungzuveranstalten ,sie soll aberumeine
Siedlungs -undWohnbauabteilungerweitert werden .FürdieAusstellung
sinddieRäumedesRathauses,vorallemderArkadenhof,dieVolkshalle,
derFestssalundderRathausplatzin Aussichtgenemmen.ZurDeckungder
Kostenist einKreditvon500MillionenKronennotwendig,dessenBewilli-¬
gungbeantragtwird .

DerAntragwirdohneDebatteangenemmen.
GRin.Seidel(Soz. Dem. ):Am17 .Dezember1922hatinWieneine

HaussammlungfürdieArmenderStadtstattgefunden.Deraufopferungs-¬
vollen Arbeit der Fürsorgeräte ist es vor allem zu danken ,daß einBe- ¬
tragvonmehrals 769MillionenKroneneingegangenist .Essollnun

denVorständenderFürsorgeinstitutedavonein Betragvon450Millio-¬
nenzurfreienVerteilungüberwiesenwerden.UeberdieverteiltenBe-¬
trägeist genauHechnungzulegen .In ersterLiniesinddiegroßen
Arbeiterbezirkeberücksichtigtworden,soerhaltenLeopoldstadt,Land-¬
strasse ,Favoriten,Ottakringje 33 . 5MillionenKronen,Margareten,
Meidling,BrigittenauundFloridsdorfje 30Millionen ,derBezirkAl-¬
sergrundundHietzingerhaltenje 26 . 5Millionen ,Hernalsbekommt23. 5
Millionen,Döbling20MillionenunddieübrigenBezirkekleinereBeträ-¬ge .

DieAnträgewerdenohneDebatteeinstimmigangenemmen.
GR .Hiess ( Soz . Dem. ) :Im Jahre 1920 hat der Gemeinderatbeschlos - ¬

sen ,daßausdemErträgnisderLustbarkeitsabgabe6Prozentfürdie
FörderungvonTheater -undMusikaufführungenfür Arbeiter ;Angestellte
undSchülerund4ProzentfürdieFörderungdesKörpersportesverwen-¬
detwerden. Am1Juli1921wurdedieserBeschlußdahinabgeändert,daß
fürdiesenZweckeindasBudgetfesteBeträgeeinzusetzensind .Soist
indemVoranschlagfür1923einBetragvonje 50MillionenKronenein-¬
gesetzt worden .Es hat sich aber gezeigt ,daß diese Beträgezugering
sind ,davorallemderTheaterbetriebsichsehrwrteuertmat.Daher

ist beantragt ,daßeinZuschußkreditvonje 100MillionenKronenfür
die Zweckeder Unterstützung von Theater -und Musikaufführungundar
derFörderungdesKörpersportesbewilligtwerdensoll .

GR. Angermayer(chr. soz. )erklärt,selbstverständlichfürdenAntrag
zustimmen.Essei abermerkwürdig,daßin derletztenSitzungdesFi-¬
nanzausschussesder Finanzseferentes als sehr eigentümlichhingestellt

hat ,daßder Bundgar nichts für die Förderungder Kunsttue .Esbe- ¬
liebt überhaupt in der letzten Zeit der gegenwärtigenMehrheitbeial - ¬
len möglichenundunmöglichenAnlässenVergleichemitdemBundanzustel
len .Ich will nun untersuchen ,wie weit dieser Vorwurf ,dass derDund
für die Kunstförderung nichts tue ,berechtigt ist .Es finden allein
heuer an den beiden Bundestheatern 56 Aufführungen für Angestellte . s
w .zu ermässigten Preisen statt .Der Gesamtausfall ,den der Bunddurch
dieseVorstellungenerleidet ,beträgtrund . 5MilliardenKronenund
da wagtmanes nochdemGemeinderatzu sagen ,daßder Stast aufdiesem
ebietnichtstue .Wiestehtes abermitderGemeinde?Aufdereinen

Seitegibt sie großmütig100Millionen ,aufderanderenSeite ,mitder ,
anderen Hand ,nimmtsie die Lusbbarkeitsabgabe .Der Vergleichzwischen
derGemeindeunddemBundgällt alsokeineswegszugunstenderGemeinde

aus .
GRHiess(Schlusswort ) :Nachder RededesHerrnGR. Angermayersoll -¬

te manglauben,daßinfrühererZeitdiechristlichsozialeGemeindever-¬
waltungungeheureSummenfürKunstzweckehergegebenhätte .Wennman
jedoch die Voranschlägeaus jener Zeit durchschaut ,sieht man ,das
die christlichsozialeGemeindeverwaltungnichteinenHellerfürKunst-¬
veranstaltungen aufgewendethat .( Hört !Hörtrufe bei derMajorität ) und
damalshat die Gemeindewahrlichnichtzusparengebranuhh!WennHerr
GR.AngermayervondenverbilligtenVorstellungenindenStaatsthestern
gesprochenhat ,sohater nurvergessenhinzuzufügen,delchenKampfes
gekostet hat ,umvomBundediese Vorstellungenfür die Kunststellenzu
erhalten .Ueberdiesist geradejetzt ihreZahlstarkverringertworden,
sie wurdenetwa ,auf die Hälfteherabgesetzt .UndwennHerrKollegeAnger
mayerauf die Steuer der Gemeindeverwiesenhat ,so trifft auch daseben
so aufdenBundzu .Seit die Warenumsatzsteuereingeführtwurde ,muß
auch von den Thesterkarten Warenumsatzsteuerbezahlt werden undder
StaatmachtauchhierkeinerleiAusnahmen.DieLeistungenderGemeinde
für Aunst -undBildungszweckekönnensich wohlsehenlassen .( beifall
bei derMajorität ) .

GR.Hellmann(Soz-Dem. )referiertüberdieGenehmigungderAufzah-¬
lung eines Bestbetrages von 125 Millionen für die Entlohnungderauf
systemisiertenStellenverwendetenisraelitischenReligionslehrern.Die
Entschädigung beruht auf dem Gesetz und geschiehtnin derselben Weise

wiebeidenkatholischenReligionslehrern.
StR. Rummelhardt(chr. soz. / :WasHeferatbetrifft dieAuszahlungvon

restlichenBezügenfür 14systemisierteisraelitischeReligionslherer.
DerPetragwirdandieisraelitischeKultusgemeindebezahlt .DerGemeind
fehètjedochjedeKontrolle,obdieKultusgemeiniedieseBezügeauchden
Religionslehrernausbezahlt .Systemisierte Stellen sind solche ,diedur
denStadtschurrat bezw .Stadtsenat ausgeschriebenundgesetztwerden
müssen .Dasgeschichtjedochhier nicht ;es liegt hier eine ArtAbkom¬
menzwischenderGemeindeundderKultusgemeindevor ,dassehrunklar

ist .
MeineParteistehtaufdemStandpunkt,daßimSinnedes§1des

Reichsvolksschulgesetzesdie Volksschuleihre sittlich - religiöseErzie-¬
hungsaufgabeunbedingtzuerfüllenunddie Gemeindedie Pflichthat ,

der Schulbehtr de diese sittlich - religiöseErziehung zu ermöglichen .Wäh¬



dieGemeindenunderisraelitischenKultusgemeindeentgegenkommt, Zeugnissevor ,wonachsie nacheinerfrüherabgelegtenPrüfungfürden
dokumentiertsie in allen ihren Kundgebungeneine geradezuinfernalische katholischenReligionsunterricht vorzüglichgeeignet sind .Nachdemder
Gegnerschaftgegenalles ,waskatholischheisst . StadtschulratdasGesetzachtet ,hater solchequalifizierteLehrpersonen

GR. RudolfMüller( Soz . Dem. ) :Sie meinan ,wasklerikalheisst ! zu Schulleitern auchernannt .Dajetzt die Austritte unter derLehrer -
StR . Rummelhardt :Es ist jetzt gerade ein Jahr her ,daß neunka - schaftzunehmen,wirdes auchvorkommen ,daßmanin Zukunftnochmehr

tholische Religionslehrerstellen an Bürgerschulenausgeschriebenwurden ; konfessiensloseSchulleiterernennenmuß ,die in ihrervorkonfensionslo-
sie sind aberbis zumheutigenTagenicht besetzt .Sie werdenimStadt - ignissezurErteilungdesReligionsunterrahctessenZeitausgezeichneteZeu
schulrstunterdenmichtigstenVorwändenzurückgehalten.Auchsonstge - auchin diesemFalleeinean¬esworbenhaben .DerBischof
schehenDingegegenalles Gesetz .DieSchulleiterhabendie Aufgabedie erpretstiondesGesetzeszurGeltungbringen,waswirnidzugebendereint
Kinderbei den religiösen Uebungenzu beaufsichtigen .Statt dessen , werden.WennderBischofreligiöseUebungenanordnet ,mußer sichanden
schliessen einige Schulleiter die Schultüren vor den Kindern ,wennsie Stadtschulratwendenunddiesermußerst prüfen ,obsienauspädagegischen
zudenreligiösenUebungengeführtwerdensollen ,ImGesetzsteht ,daß Gründenzweckmässigsind .Findeter das ,dannverkündeter denLeiternder
der Schulleiter die Befähigungzur Erteilung desReligiensunterrichtes Schule ,dasvomBischofdiesereligiösenUebungenangeordnetsind .Die
habenmuG.DieseBefähigungsetzt sichzusammenaudderbestandenenPrü - Schulbehördeordnetalsonichtsan ,sie verkündetlediglichundzwarmit
fungundausdermissiocanonicadesbischöflichenOrdinariats .Diese demBeisatze ,daßkein Kindzur Teilnahmean diesenreligiösenUebungen
FragewirdübrigensGegenstandeinerEntscheidungdesVerfassungsgerichts- gezwungenist unddieEntscheidungdenElternüberlassenbleibt .Hiebei
hofs sein .Durch ihre Gesetzesverletzungen aber reizen sie nur denReli - ist durchauskeineVerprlichtungvorhanden,daßdieSchulleiterdieKin-
giösenSinnderBevölkerungauf . dervorderVornahmederreligiösenUebungeninderSchuleversammelnlas-

GRTäubler( Soz,Dem. ) :NachdemStaatsgrundgesetzvon1867ist sen .Sietundasin vielenFällennicht ,weilsichdieLehrerderbetref -
die Erteilungdes ReligionsunterrichtesAufgabeder Kirchen .ImJahre
1870wurdeeiné Gesetzgeschaffen ,welchesden Religionsunterrichtregelt

fendenSchulenichtzurAufsichtüberdieseKinderverhaltenkönnenund
allein nicht die Verantwortungübernehmenwollen ,für das ,wasdenversam -

und in diesem Gesetze ist ausdrüchlich ausgesprochen ,daß die Pflicht der meltenKinderninderSchulezustossenkann.
Kirchen für den Religionsunterricht zu sorgen ,auch die Pflicht insech GR.Plaschkes(Jüd.Nat.)erklärt,dassderVorwurf,dassdie142
schließt ,die Kostendes Heligionsunterrichtes zu tragen .Manhatda - jüdischenReligionslehrerstellennichtsystemisiertwordensind ,un -
malsallerdings danneinenZusatzgemacht ,wonachan Mittel undBürger- 3 .berechtiggist .WennGR.RummelhardtauchüberdieFragederBesetzung2
schulendefinitiveReligionslehrersystemisiertwerdenkönnen.Inder der Schulleiterstellen gesprochenhat ,so erkläre ich ,daß derPara -
Novellierung von 1882 hat manweitere Systemisierungen zugelassen ,was graphyderdavonspricht,dasderLeitereinerSchulejenerKonfessione

eigentlich gegendas Staatsgrundgesetzverstösst .DieschlechteBehand- angehörenmuß ,der die Mehrheitder Schüler angehört ,für uns Judenun -
lung der Katholiken ,würobersich die orthedexenKatholiken ,hierLeir wichtiggewordenist ,weil wir keine Lehrerhaben ,die diese Stellen2

besetzenkönnten.WirdankendiesderehemaligenchristlichsozialenGe -S.GR,Rummelhardt,so sehr beklagen ,bestehtdarin ,daßdie GemeindeWien
alljährlichfürdenkatholischenReligionsunterrichtundfürdenkatholi- meindeverwaltung ,die die jüdischenUnterlehrerverhungernhatlassen .

Esist sorechtbezeichnend ,daGinderLuegerischenZeit ,dieUnter-schen Religionslehrer nicht weniger als 4 Milliarden Kronen zahlen muß .
( Hört !Hörtrufebei denSozialdemokraten)Dasgeschieht ,obgleichdieKir -- lehrer ,dieHausiererunddiekleinenAgentenwieüberhauptdieklei -3S
chen dafür aufkommen sollen .Die Gesetzesmacher vom Jahre 1883 habenes nenjüdischenLeutedrangsaliert wurden ,währendmit denreichenjüdi -

so bestimmt .Ich sprechenicht gegendas Gesetz ,aber ich möchtekonsta - schenBankiersLuegerdenBruderkussgetauschthat .
tieren ,daß es sehr wenigEindruckmacht ,vonVerfolgungenundSedrucku GR. Forstner( Soz. Dem. ) :Dasmußeuchein Judesagen !

rfeolgVe rgenderWienerKatholikenzusprechen,wenndieseangeblich GR.Plaschkes:DiechristlichsozialeVerwaltunghatdiesearmen
für die kathblischenGeistlichennebender Congruanoch4 Milliardenzah - TeufelvonUnterlehrernin einerWeisebehandelt ,die ichalsschandbar
len .Es ist auch richtig ,daß die neun erledigten katholischenReligons - bezeichnenmuß.
lehrerstellenbishernichtbesetztwordensind ,weilin derAuffassung GR. Rummelhardt( chrsoz . ) :Ich habemichdafür eingesetzt ,daß

über die Besetzung zwischen dem Stadtschulrat und dem Urdinariat bezw . diese14Stellentatsächlichbesetztwerden .DenTrauergesang ,daß
demBischof ein Gegensatzbesteht .Der Bischof will nämlichdas Gesetzso

8
keine jüdischen Lehrer da sind ,kann ich nicht verstehen ,eskönnte

auslegen ,daßer jedes Jahr über einen Religionslherersagenkann ,ob dies nur daraufzurückzuführensein ,daßdie jüdischenUnterlehrer

er zumHeligionsunterrichtbefähigtist odernicht .Tatsächeist ,daß selberausdenDienstogegangensind ,weilsie sichetwasbesseresge -
für dieseneunStellenKatecheteneingekommensind ,dieschenJahrehin-¬
durchprovisorischkatholischenReligionsunterrichterteilen ,weilsie

gfundenhaben ,währenddiechristlichenUnterlehrerimDienstgebliebenasind .
der Bischoffür befähigterklärte .Nunerklärt der Bischofplötzlich ,das GR .Plaschkes( Jüd .Nat . ) :Jawehl ,weilsie alle Oberlehrerge -

denSozialde-¬fe eibdieselbenKatechetendie Eignungnicht besitzen .( Ru wordensind .
mokraten :Sie warenwahrscheinlichschlechteAgitatoren ! )DerArgumenta- GR .Rummelhardt:GegenuberiemKollegenTäublerstelle ichfest ,

jedes Jahr die Befähigungserklärungerneuerntion ischof "dadesF
daßmeineAusführungennichtdieWünschedesBischofsdargestellthabeEe

muss ,könnenwir natürlichnnicht zustimmen .Wiewir uns auchvomRabbiner sondernsich auf die Beschlüssedes ParlamentsvomJahre 1867begrün -

bezüglich der israelitischen Religionsleh er in diesem Punkte keineVor . det haben .Uebrigenshalte ich denGR .Täublerfür zu gescheit ,alsdass
er selber das glaubt ,was er hier erzählt hat .Daher war seine Redeauchschriften machenlassen .Wirstehen eben auf demStandpunkt ,wer vomBi- ¬

schof einmal für befähigt erklärt wurde ,der het die Befähigung .Einege - nichtzuüberzeugendundsiekönnenauchvoneinemLehrernichtverlan-S
gensätzliche Auffassung besteht auch bei der Besetzung derSchulleiter - gen ,daßeretwaslehrt ,wayerZelbernichtglaubt.Wehlmußichdarauig
stellen .EsgibtinWienSchulleiter,dieBefähigungszeugnissefürdie verweisen ,daß heute in der WienerLehrerschaft das Wort umgeht :Werdeo

Erteilung des katholischen Religionsunterrichtes besitzen und diespäter
12nur konfessionslosunddu wirst dannschonbefördert werden !Ihrege- ¬

28ausderkatholischenKircheausgetretensind .BeiderAusschreibungvon setzesauslegung trägt einen bolschewistischen Charakter .WennSie

Religionslehrerstellen treten sie nunmit in Konkurrenzundlegenihre die Geschmacklosigkeitbegangenhabendie religiösen Uebungenmit The -
teraufführungenzu vergleichen ,dannüberlasseich das demGrteil derS .



GRimStrebl ( chrsez ) :WennSie der Meinungsind ,dass einer nureanmal
die Lehrbefähigungfür denReligionsunterrichtzu erwerbenbraucheund

nach demGesetzSchulleiterwerdenkann ,so sind Sie imIrrtum .er dannschon ,
Eswerdenja übrigensjetzt nurselchezuSchulleiternernænt ,diesich
rechtzeitig in die Liste eines gewissenVereinseintragenlassen .

GR .Täubler( Sez . ) :EinDutzendChristlichsezialesindjetztermannt
worden !

GR.Schleifer(Sez. ) :Dusellstnichtlügen!
GR.Müller( Sez ) :WennSiesoreden ,werdenwiresnächstenshaltauh

semachenwiedieChristlichsezialen!
GR .Iser ( Sez ) :Sie sind dochselbst ernanntworden!
GR .Täubler ( Sez ) :Sie sei bst haben sich für eine Lehrorinverwendet

undsie ist ernanntworden!
GRinStrebl :Hie undda nehmensie den einen oder den anderenzum

Aufputz .Ich bin ernannt wordenmit einer viel längeren Sienstzeit als
die ,dieSiejetzt ernannthaben.

GR .Hellmann ( Schlusswært ) :GR .Hummelhardthat hier eine Schuldebatte
heraufbeschweren ,Wennvonder Schuledie Hedeist ,hätte diejetzi
ge Minorität allen Grund ,still zu sein .( Sghrrichtig !bei denSezial

demokraten )Ihnenhandelt es sich auchbei den segenanntenRelikgiens-¬
übungennichtumwirklicheReligien ,densechs -edersiebnjährigeKinder
könnennochkeinreligiösesEmpfindenhaben ,sendernumAusserlichkeiten ,
nur darum ,die Kinder hinzustellen ,weil es sich der kathelischen Kirche
niemals um Religion gehandelt hat ,sondern immer nur um die Ausserungen

ihrer Macht .WennSie davonsprechen ,dass jemandnur seineUeberzeugung

lehrenkann ,dannerinnereichSiegeradeandenreligiösenZwang,dem
LehrerundSchülerfrüher unterworfenwarenunddaran ,wiedieLehrer
früher gezwungen waren ,gegen ihre Ueberzeugung die krassesten Unwahrhei

ten als patrietische Geschichte vorzutragen ,Wasdie Religionslehrer - ¬
ernennungen betrifft ,se haben die Christlichsozialen selbst imStadt

schulrat die Fragenaufgeworfen ,die die Ernennungverzögerthaben.
FührenSie endlich die 1870erSchulgesetzedurch ,gründenSiedie
Pfarrgemeinden ,trennen Sie die Schule von der Kirche ,dannkönnen
Sie sich den Religiensunterricht einrichten wie Sie wollen !( Lebhaf- ¬
ter Beifall bei denSozialdemokraten ).

GR. Dr.Plaschkes( Jüd .Nat . )zurtatsächlichenBerichtigung:In
Jahre 1897 befanden sich 50 jüdische Unterlehrer im Dienste der Gemein

de .Sie wurdenebense „ freiwillig "aus den Diensten derGemeinde
hinausgehungert,wiediejüdischenBeamten,diejüdischenDienstmän-¬
ner und die jüdischen Schaffner .Die meisten von ihnen ,von denenHerr

GR. Rummelhardt behauptet hat ,daß sie sich bessere Stellen gefunden

haben ,haben diese bessere Stelle am Zentralfriedhef gefunden .
Die Vorlagewird sodannangenommen.
NunmehrgelangtzurVerhandlungdieAnfragederGRe .Bermann,

undGenessenwegendesbeabsichtigtenZoll auf Zementwaren.( Siehe
Rathauskerrespendenz. Bogen) .

GR.Permann(Sez.Dem. )bemerktzurBegründungderAnfrageeine
beabsichtigte Erhöhungder Zementpreisewürdedie ganzenBerechnungen
die beimWohnbauprogrammder GemeindeWienaufgestellt wordensind ,ein-¬
fachüberdenHaufenwerfen .VerdieserGefahrrechtzeitigzuwarnen,
sei der Zweckder Anfrage .Nunplantdie RegierungeineEnqueteeinzube-¬
rufen ,in welcherüber das Verlangender Zementfabrikantengesprochen
werden soll .Diese Sitzung findetvDonnerstag ,den 17 . ds .statt .Die
GemeindeWienwurdezudieserEnquetenichteingeladen,trotzdemsie

zweifelleseinederHauptinteressentenist .DerganzeAntraghatdurch
aus nicht eine Spitzegegendie österreichischeIndustrie .Wirsindim
Gegenteilder Ansicht ,daßdie GemeindeWienverpffihhtetundberufen
ist ,imInteressederArbeiterschaftdieinländischeIndustriezuför-¬
dern .AbersoweitdarfdieösterreichischeIndustrienichtgehen ,daG
sie dieGrenzenverlässt ,dieunserWohnbauprogrammvorschreibt .Die
GemeindemußsichgegeneinenPlandenHochschutzzoellaufdieSpitze
zu treiben wehren .Deswegenwurdediese dringliche Anfragegestellt .

GR.Kunschakchr. sez. :HierhandeltsichnichtumeineAktien
gegenüberderBundesregierungsondernumeineAktiongegenübereinigen
Vertretern der österreichischen sementindustrie .In derAngelegenheit
selbst ist bishernichtsgeschehenals dassüberdie Forderungender
sementindustrie ven der Regierungeine Enqueteveranstaltet werdensobl - ¬
aufdernebendenSementindustriellenauchdieübrigenInteressenten
gehörtwerdensollen .Wenndie SemeindeWienaufdieserEnquetevertrete
seinwill ,soistesdemBürgermeistereinleichteseinesolcheVertre-¬
tungzubewirken,dabedarfesnureinerkurzentelefonischenVerstel-¬
lungin dembetreffendenRessort .( GR.Schleifer :BieGemeindeWienist
der Niemand ! )Hier kommendie Bauinteressenten in Betracht ,die Genes - ¬
senschaftenunddas Baugewerbe ,aber nicht Gemeindeunternehmungenund

öffentlicheOrgane.UebrigenshatdieRegierungnutgleichesmit
Gleichemvergolten,dennseinerzeithatder Bürgermeistersichmit
AbsichtundUmgehungderösterreichischenRegierunginderFleischfrage
sichandierumänischeRegierunggewendet.WirhabenkeineVeranlassungdemAntragedieZustimmungzuverweigern,wirkönnendasumsoberuhigte

tun ,alswirderForderungderösterreichischenSementindustrienihht
entsprechenwürden .

Bgm. HeumannäDazuwillichnurbemerken,daßichheutetelefoni-¬
scheErkundigungenimMinisteriumeingezegenhabe ,dasses mirabernich

gelungenist ,den Referenten dieser Angelegenheitauffindig zumachen.
IhchhabedenAuftraggegeben ,daßdiese Bemuhungenfertgesetztwer-¬
denundhoffe ,daßsie schließlichErfolghaben .Esist miretwasunbe-¬
greiflich ,wennvemGR. AunschakZementundrumänischesFleischineine
Paralellegestelltwird.WasdasrumänischeFleischanlangt,habeich
erstkürzlichwiedereineKonferenzmitderRegierunggehabtundich
hoffe ,daßauchunsereRegierungunserePestrebungenin dieserFrage
unterstützenwerde.DerBürgermeistererklärtsodanndieSitzungfürgeschlessen.
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